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8935 der Beilagen zu den Stenographischen Protokollen des Bundesrates 

 

Bericht 
des Ausschusses für Arbeit, Soziales und 
Konsumentenschutz 

über den Beschluss des Nationalrates vom 21. März 2013 betreffend ein Bundesgesetz, mit 
dem das Allgemeine Sozialversicherungsgesetz, das Gewerbliche 
Sozialversicherungsgesetz, das Bauern-Sozialversicherungsgesetz, das Beamten-Kranken- 
und Unfallversicherungsgesetz, das Notarversicherungsgesetz 1972 und das 
Nachtschwerarbeitsgesetz geändert werden (Verwaltungsgerichtsbarkeits-
Anpassungsgesetz – Sozialversicherung) 

Mit der Verwaltungsgerichtsbarkeits-Novelle 2012, BGBl. I Nr. 51, wurden die (verfassungsrechtlichen) 
Grundlagen für eine neue zweistufige Verwaltungsgerichtsbarkeit geschaffen. Demnach werden mit 
Wirkung vom 1. Jänner 2014 je ein Verwaltungsgericht erster Instanz in den Ländern sowie zwei 
Verwaltungsgerichte erster Instanz beim Bund eingerichtet, und zwar ein Bundesverwaltungsgericht und 
ein Bundesfinanzgericht. Die unabhängigen Verwaltungssenate der Länder sowie zahlreiche andere 
weisungsfreie Sonderbehörden des Bundes werden aufgelöst und der administrative Instanzenzug wird im 
Wesentlichen abgeschafft, das heißt Bescheide können in Zukunft nur bei einem Verwaltungsgericht 
angefochten werden. 
Auf der Grundlage dieses umfassenden Ausbaues des österreichischen Rechtsschutzsystems ist auch im 
Bereich der Sozialversicherung eine Vielzahl verfahrensrechtlicher Anpassungen notwendig. 
 
Im Wesentlichen beinhaltet der vorliegenden Beschluss des Nationalrates folgende Maßnahmen: 
 
- Festlegung, dass das Bundesverwaltungsgericht über Beschwerden gegen Bescheide der 

Versicherungsträger in Verwaltungssachen und gegen Bescheide der Aufsichtsbehörde zu 
entscheiden hat; 

- Statuierung, dass auf das Verfahren in Verwaltungssachen das AVG in vollem Umfang anzuwenden 
ist; 

- Normierung, dass Kompetenzkonflikte zwischen den Versicherungsträgern vom zuständigen 
Bundesminister zu entscheiden sind sowie  

- die Schaffung einer Amtsrevision gegen Entscheidungen des Bundesverwaltungsgerichtes über die 
Versicherungspflicht und über die Berechtigung zur Weiter- oder Selbstversicherung. 

 
Der Ausschuss für Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz hat den gegenständlichen Beschluss des 
Nationalrates in seiner Sitzung am 3. April 2013 in Verhandlung genommen. 
Berichterstatter im Ausschuss war Bundesrat Reinhard Todt. 
Gemäß § 30 Abs. 2 GO-BR wurde beschlossen, Bundesrat Efgani Dönmez, PMM mit beratender Stimme 
an den Verhandlungen teilnehmen zu lassen. 
Zum Berichterstatter für das Plenum wurde Bundesrat Reinhard Todt gewählt. 
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Der Ausschuss für Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz stellt nach Beratung der Vorlage am 3. April 
2013 mit Stimmeneinhelligkeit den Antrag, gegen den vorliegenden Beschluss des Nationalrates keinen 
Einspruch zu erheben. 

Wien, 2013 04 03 

 Reinhard Todt Monika Kemperle 
 Berichterstatter Vorsitzende 
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